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Offener Brief

Betreff: Ablehnung von PPP-Vorhaben

Alternativ: Appell für die Ablehnung der PPP-Vorhaben in unserer Stadt (oder Stadtname) 

Sehr geehrter Herr .../ Frau ...,

sehr geehrte Stadträtinnen und Stadträte, (abhängig davon, an wen der Brief geht)

in der schwersten Wirtschaftskrise seit dem „schwarzen Freitag“ von 1929 und angesichts einer dramatischen Verschuldung der Kommunen und Städte sehen Sie sich als Mandatsträger vermutlich auch mit der Forderung konfrontiert, die sanierungsbedürftigen kommunalen Institutionen mit Hilfe privaten Kapitals aus der Misére hinauszuführen. Der nahezu überall verspürte "Investitionsstau" der öffentlichen Hand soll durch Öffentlich-Private Partnerschaft (ÖPP) aufgelöst werden.

Public-Private Partnership (PPP) ist seit einigen Jahren überall im Gespräch und wird durch eine gut organisierte und zahlungskräftige Lobby unter massivem Einsatz von Bundes- und Landsesministerien gefördert. Keine Institution, keine Dienstleistung der öffentlichen Hand, auf welche sich nicht der prüfende Blick der großen Baukonzerne, der Infrastrukturberater und Logistikunternehmer richtet. Immer ist die Frage, ob durch eine Übernahme dieses Geschäfts ein nennenswerter Gewinn zu machen ist. „Aus Weniger Mehr machen“ heißt die Parole, und sie gilt gleich in mehrfacher Hinsicht. Trotz hoher Verschuldung mit geringem Aufwand handlungsfähig zu werden, mit überschaubaren Investitionen und verminderten Personalkosten die öffentlichen Institutionen zu erneuern – das ist das Versprechen, mit dem die Befürworter von PPP an die Kommunen herantreten. Die Aussicht auf eine Partnerschaft mit finanzstarken Investoren, die eine kompetente Beratung und eine wirtschaftlich geprüfte, effiziente und nachhaltige Erledigung öffentlicher Aufgaben versprechen, ist in der Tat verlockend. Drückende Probleme der Stadt oder der Kommune erscheinen in diesem Lichte als lösbar.

Dagegen stellen wir unsere Überzeugung, dass die Öffentlich-Private-Partnerschaft als ein Irrweg eingeschätzt werden muss. Unsere Kritik gründet sich einerseits auf die bisherigen Erfahrungen mit den verschiedenen Formen der Privatisierung öffentlicher Institutionen und Dienstleistungen (insbesondere auch PPP, wobei bei dieser Variante die Gesamtkosten i.d.R. immer höher sind); sie ergibt sich andererseits aus grundsätzlichen, die Funktionsfähigkeit der demokratischen Ordnung betreffende Überlegungen. Die von den Befürwortern so genannte Beschaffungsvariante PPP / ÖPP birgt aller Erfahrung nach für die öffentlichen Auftraggeber erhebliche Risiken und Nebenwirkun-gen; sie läuft zudem auf eine Aushebelung kommunaler Selbstverwaltung hinaus. Das bedeutet, dass die Möglichkeiten einer demokratischen Kontrolle wesentlicher Bereiche des gesellschaftlichen Lebens verloren geht. 

Eine solche Entwicklung kann weder im Sinne der Bürger und Bürgerinnen dieser Gemeinde noch im Sinne  deren Vertreter und Vertreterinnen sein, deswegen fordern wir Sie dazu auf,
· anstehenden und geplanten PPP-Verträgen die Zustimmung zu versagen und alle geplanten bzw. bestehenden PPP-Verträge öffentlich zu diskutieren 

· (oder) Keine (weitere) Bindung an PPP-Verträge der bekannt gewordenen Machart 

· (oder) Keine (weiteren) Förderungen von PPP-Geschäften

· Transparente und demokratisch kontrollierte Haushaltsführung und hinreichende Investitionen in öffentliche Güter sowie Bewahrung zentraler gemeinwirtschaftlicher Dienstleistungen in öffentlicher Hand

· Offenlegung aller Verträge für die laufenden und in Verhandlungen befindlichen PPP-Projekte mit Kostenrahmen und Dauerverbindlichkeiten, Laufzeiten, Risikoregelungen und Transaktionskosten

· Offenlegung der vertraglich vereinbarten haushaltswirksamen Kosten, insbesondere Dauerzahlungen, Zins- und Tilgungslasten

· Ausweitung der Kontrollmöglichkeiten der Kommunalaufsicht für bereits eingeleitete PPP-Projekte

· Entwicklung von Alternativen zur Finanzierung öffentlicher, insbesondere   kommunaler Investitionen. 

Wir bitten um eine unverzügliche Stellungnahme zu diesem Schreiben und verbleiben mit freundlichen Grüßen,

N.N.  

